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Antwort des Büros des Grossen Rates auf einen parlamentarischen Vorstoss 
— 

Parlamentarische Initiative Kommission für auswärtige Angelegenheiten 2016-GC-23 

Änderung des Gesetzes über die interkantonalen Verträge (VertragsG) und des 
Grossratsgesetzes (GRG): Bezeichnung der Vertreter bei den Vertragsorganen; 
Zahl der Mitglieder der Kommission für auswärtige Angelegenheiten 

I. Zusammenfassung der parlamentarischen Initiative 

Mit einer parlamentarischen Initiative, welche die Kommission für auswärtige Angelegenheiten 
(KAA) des Grossen Rates am 16. März 2016 eingereicht und begründet hat, verlangt sie, dass das 
Gesetz vom 11. September 2009 über die interkantonalen Verträge (VertragsG) und das Grossrats-
gesetz vom 6. September 2006 (GRG) geändert werden. Konkret möchte sie, dass die Mehrheit der 
Mitglieder der Delegationen des Grossen Rates in Vertragsorganen (im Wesentlichen: interparla-
mentarische Aufsichtskommissionen) unter den Mitgliedern der KAA gewählt werden. Um der 
höheren Arbeitslast, die dadurch entsteht, zu begegnen, beantragt sie dann, dass die Höchstzahl der 
Mitglieder der KAA auf 15 erhöht wird. Mit einer Eingabe, die gleichzeitig mit der parlamentari-
schen Initiative eingereicht und vom Grossen Rat am 18. März 2016 erheblich erklärt wurde1, ver-
langt die Kommission, dass die Initiative von den Kantonsbehörden im beschleunigten Verfahren 
behandelt wird. Die Antwortfrist wird so auf 5 Wochen und die Frist zur Umsetzung (falls die par-
lamentarische Initiative erheblich erklärt wird) auf 4 Monate verkürzt. 

II. Antwort des Büros des Grossen Rates 

Änderung bei der Zusammensetzung der Delegationen 

Im geltenden Gesetz wird bestimmt, dass die Delegationen des Grossen Rates bei Vertragsorganen 
vom Grossen Rat auf Stellungnahme der Kommission für auswärtige Angelegenheiten gewählt wer-
den2. Zurzeit betrifft dies drei Arten von Organen: die interparlamentarischen Aufsichtskommissio-
nen (IPK) gemäss Artikel 15 des Vertrags vom 5. März 2010 über die Mitwirkung der Kantonspar-
lamente bei der Ausarbeitung, der Ratifizierung, dem Vollzug und der Änderung von interkantona-
len Verträgen und von Verträgen der Kantone mit dem Ausland (ParlVer),3 die Interparlamentari-
sche Kontrollstelle, die ebenfalls im ParlVer eingesetzt wird, und die interparlamentarischen Ge-
schäftsprüfungskommissionen nach Artikel 15 der Rahmenvereinbarung für die interkantonale Zu-
sammenarbeit mit Lastenausgleich (IRV)4. Die Zahl der Delegierten pro Kanton wird jeweils im 

                                                                 

1 Eingabe 2016-GC-24 vom 16. März 2016. 
2 Art. 15 Abs. 2 VertragsG, 1. Satz. 
3 Der Grosse Rat des Kantons Freiburg ist derzeit in fünf interparlamentarischen Aufsichtskommissionen 

vertreten; diese sind mit der Aufsicht über die Fachhochschule Westschweiz (IPK HES-SO), das Interkantonale 

Gymnasium der Region Broye (IPK GYB) und das Interkantonales Spital der Broye (IPK HIB) sowie mit der 

Kontrolle über die Ausführung der Westschweizer Schulvereinbarung (IPK CSR) und der lateinischen 

Konkordate im Bereich der strafrechtlichen Einschliessung (IPK strafrechtliche Einschliessung) beauftragt. 
4 Der Grosse Rat wirkt derzeit bei keiner parlamentarischen Geschäftsprüfungskommission mit, die in der 

Rahmenvereinbarung eingesetzt wird. 
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Vertrag festgelegt, in dem das fragliche interkantonale Organ eingesetzt wird. Sie geht von zwei für 
die Interparlamentarische Kontrollstelle (ein Mitglied und ein/e Stellvertreter/in) bis sieben für die 
grössten interparlamentarischen Aufsichtskommissionen (IPK HES-SO, IPK CSR, IPK GYB). 
Wenn es das übergeordnete Recht erlaubt, amten die Mitglieder der KAA schliesslich als Stellver-
treterinnen und Stellvertreter, damit sichergestellt wird, dass der Grosse Rat von einer vollständigen 
Delegation vertreten wird.5 

Dass die Informationen zwischen der KAA und den verschiedenen Delegationen fliessen, ist des-
halb in doppelter Hinsicht wichtig. Da die Kommissionsmitglieder als Stellvertreterinnen und Stell-
vertreter in irgendeinem interkantonalen Organ amtieren können, ist es wichtig, dass sie über die 
Debatten, die dort stattfinden, auf dem Laufenden sind; ansonsten sind sie kaum imstande, aktiv da-
ran teilzunehmen, wenn sie die Stellvertretung einmal ausüben müssen. Andererseits müssen die 
Mitglieder der KAA ebenfalls zur einem allfälligen Entwurf zur Revision (oder Aufhebung) der be-
treffenden interkantonalen Verträge Stellung nehmen. Sie können entweder zuhanden des Staatsrats 
Stellung nehmen oder an den Arbeiten einer interkantonalen Vernehmlassungskommission mitwir-
ken6. In beiden Fällen sind die Mitglieder der KAA, die an den Sitzungen der interparlamentari-
schen Aufsichtskommissionen teilgenommen haben, imstande, die übrigen Mitglieder darüber zu 
informieren, worum es geht und welche Probleme aufgetaucht sind. Gemäss Usanz achten die 
Fraktionen, wenn sie sie dem Grossen Rat Kandidatinnen und Kandidaten für die verschiedenen 
Delegationen vorschlagen, darauf, dass die Liste aus jeder Fraktion mindestens ein Mitglied der 
Kommission für auswärtige Angelegenheiten enthält. Wie im Jahresbericht der KAA für 20157 
erwähnt war die Kommission während der ganzen laufenden Legislaturperiode in allen fünf IPK 
vertreten; einzige Ausnahme ist die IPK HES-SO (keine Vertretung von Frühling 2014 bis Herbst 
2015). Die Forderung nach einer formellen Mindestvertretung, wie sie von der KAA vorgeschlagen 
wird, würde weder die Betriebsweise der Delegationen noch diejenige der KAA selber grundlegend 
ändern. Eine Mindestvertretung würde hingegen sicherstellen, dass die Informationen zuverlässiger 
(die KAA könnte selbst über die Ergebnisse einer Sitzung informiert werden, wenn eine oder einer 
ihrer Vertreter/innen verhindert war) und repräsentativer (die verschiedenen Vertreter/innen 
könnten ergänzende Gesichtspunkte vermitteln) fliesst. Einige Kantone gehen im Übrigen schon 
jetzt über den Vorschlag der KAA hinaus, denn den interparlamentarischen Delegationen des 
jurassischen Parlaments gehören derzeit ausschliesslich Mitglieder und Ersatzleute der Kommission 
für auswärtige Angelegenheiten und Bildung an. 

Obwohl eine gute Kommunikation zwischen den Delegationen und der KAA wichtig ist, gibt es 
auch solide Argumente für eine breitere Vertretung. Wenn die Delegationen den Nichtmitgliedern 
der KAA weiterhin offenstehen, kann der Grosse Rat von Spitzenkompetenzen, die er in der Kom-
mission nicht unbedingt findet, profitieren. Das scheint umso wichtiger zu sein, als die interparla-
mentarischen Kommissionen so vielfältige Bereiche wie obligatorische Schule, höhere Bildung, 
Spitalpflege und strafrechtliche Einschliessung abdecken. Zweifelsohne haben die meisten Kantone, 
die in den interparlamentarischen Aufsichtskommissionen vertreten sind, aus diesem Grund entge-
gen dem Kanton Jura eine gemischte Zusammensetzung gewählt; ihren Delegationen gehören 
gleichzeitig Mitglieder und Nichtmitglieder der Kommissionen, die mit den Aussenbeziehungen 
beauftragt sind, an. Ferner darf bei der parlamentarischen Aufsicht ein Aspekt nicht vernachlässigt 
werden, nämlich dass gemischte Delegationen eine bessere örtliche Vertretung bei den Kommissio-

                                                                 

5 Art. 15 Abs. 2 VertragsG, 2. Satz. Bei den IPK ist in keinem besonderen Vertrag die Möglichkeit der 

Stellvertretung vorgesehen. Diese ist aber gängige Praxis in allen IPK, ohne dass ihre Rechtmässigkeit in Frage 

gestellt würde. 
6 Art. 7 ff. ParlVer. 
7 Bericht 2015-GC-111, Grafik auf Seite 6. 
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nen sicherstellen, welche die Aufsicht über eine einzige Anstalt ausüben (zurzeit: Interkantonales 
Spital der Broye, Interkantonales Gymnasium der Region Broye). Die Erfahrung zeigt, dass diese 
Kommissionen nicht nur für die betreffenden Parlamente die Geschäftsführung prüfen, sondern 
gleichzeitig die Interessen der Bewohnerinnen und Bewohner der betreffenden Region gegenüber 
den Parlamenten und vor allem der fraglichen Einrichtung vertreten. Obwohl diese lokale Vertre-
tung nicht direkt zur Hauptaufgabe der interparlamentarischen Aufsichtskommissionen gehört, ist 
sie heute grundsätzlich gang und gäbe und wurde im Grossen Rat nicht in Frage gestellt. Das Parla-
ment kann diese Vertretung nur sicherstellen, wenn Nichtmitglieder der KAA in die Delegationen 
aufgenommen werden, denn es ist nicht sicher, dass alle Bezirke in der Kommission vertreten sind.  

Nach Meinung des Büros stellt der Vorschlag der KAA eine angemessene und massvolle Antwort 
auf ein wirkliches Problem, nämlich den Informationsfluss zwischen den verschiedenen Organen, 
die mit den auswärtigen Angelegenheiten beauftragt sind, dar. Mit einer Mindestvertretung der 
KAA in jeder Delegation könnte der Grosse Rat die Kohärenz seiner interkantonalen Tätigkeit ver-
bessern und müsste dennoch nicht auf die Kompetenzen von Spezialisten und die regionalen Kennt-
nisse der örtlichen Vertreter verzichten.  

Änderung der Mitgliederzahl der KAA 

Zusätzlich zum ersten Antrag verlangt die KAA, dass die Höchstzahl ihrer Mitglieder erhöht wird, 
um die höhere Arbeitslast aufgrund der besseren Vertretung bei den interkantonalen Delegationen 
zu berücksichtigen. Ende April 2016 hatten 8 Mitglieder der KAA ein Dutzend Mandate bei inter-
parlamentarischen Aufsichtskommissionen. Wenn man die Regel, wonach die Mehrheit der Mit-
glieder aus der KAA stammen muss, anwendet, würde die Zahl der Mandate auf 20 ansteigen. Jedes 
Mitglied der KAA müsste so neben der Mitgliedschaft in dieser Kommission im Schnitt 1,5 Man-
date als Mitglied einer interparlamentarischen Kommission übernehmen und pro Jahr an ungefähr 
fünf Sitzungen teilnehmen. Würde die Mitgliederzahl der KAA auf 15 erhöht, so würde sich die Be-
lastung auf 1,3 Mandate und 4 jährliche Sitzungen beschränken. Auch wenn der Unterschied be-
scheiden scheinen mag, könnte mit der Erhöhung die Belastung der Grossrätinnen und Grossräte 
vermindert werden; diese müssen ausserdem auch in den interparlamentarischen Vernehmlassungs-
kommissionen Einsitz nehmen. 8 

Im GRG wird die Mitgliederzahl der ständigen Kommissionen auf sieben festgelegt; Ausnahmen 
bilden die Finanz- und Geschäftsprüfungskommission und die KAA, denen höchstens dreizehn Mit-
glieder angehören9. 2015 trat die KAA dreimal zu einer Plenarsitzung zusammen, während sieben 
ihrer Mitglieder an insgesamt drei Sitzungen von interparlamentarischen Vernehmlassungskommis-
sionen teilgenommen haben. Wie oben erwähnt haben einige Mitglieder (1‒3 pro Sitzung) ausser-
dem an den Sitzungen der interparlamentarischen Aufsichtskommissionen (16 Plenarsitzungen, 9 
Delegationssitzungen, 12 Sitzungen eines Büros einer IPK) teilgenommen. Diese Zahlen mögen im 
Vergleich mit anderen ständigen Kommissionen des Grossen Rate bescheiden erscheinen10. Das 
Hauptproblem bei der Festsetzung einer Mindestvertretung in den Delegationen liegt indessen nicht 
in der Arbeitslast als solche, sondern in der Verfügbarkeit der Mitglieder. Anders als die Mitglieder 
der parlamentarischen Kommissionen können die Mitglieder der Delegationen in den interparla-

                                                                 

8 Wie in Artikel 12 VertragsG vorgesehen gehören diesen Delegationen ausschliesslich Mitglieder der KAA an. 
9 Art. 13 Abs. 1 GRG; die tatsächliche Zahl (zurzeit: 13 für die beiden Kommissionen) wird zu Beginn einer 

Legislaturperiode vom Grossen Rat festgelegt (Art. 43 Abs. 3 Bst. b GRG). Mit einer Parlamentsverordnung, die 

der Grosse Rat am 20. November 2014 angenommen hat, bewilligte er die Schaffung von Ersatzmitgliedern für 

die Einbürgerungskommission. Seither kann die Einbürgerungskommission auf die Unterstützung eines 

Ersatzmitglieds aus jeder Fraktion zählen. 
10 FGK: 24 Plenarsitzungen + Besuche der Direktionen für die Rechnung und den Voranschlag; JK: 6 Sitzungen + 

Einsicht in Akten; EinbK: 42 Sitzungen + Einsicht in Akten. 
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mentarischen Kommissionen Ort und Zeit der Sitzung, die ihnen im Allgemeinen vorgeschrieben 
werden, nicht selber bestimmen. So ist es für sie sehr viel schwieriger, diese Mandate mit ihrer be-
ruflichen Tätigkeit zu verbinden, und Stellvertretungen (oder Absenzen) sind an der Tagesordnung. 
Es ist sinnvoll, die Mitgliederzahl der Kommission für auswärtige Angelegenheiten zu erhöhen, 
nicht so sehr um eine erhöhte Arbeitslast abzufangen, sondern um die Verfügbarkeit einer Stellver-
treterin oder eines Stellvertreters bei der Abwesenheit eines Mitglieds einer IPK sicherzustellen.  

Aufgrund dieser Erwägungen stimmt das Büro auch dem zweiten Gesuch der Kommission zu und 
weist darauf hin, dass im Gesetz eine Höchstzahl Mitglieder festgehalten und die tatsächliche Zahl 
weiterhin zu Beginn einer Legislaturperiode vom Grossen Rat beschlossen werden. 

Beschleunigtes Verfahren 

Bei der Abstimmung über die Erheblicherklärung eines parlamentarischen Vorstosses, der nach 
dem beschleunigten Verfahren behandelt wird, muss der Grosse Rat auch mit einfacher Mehrheit 
entscheiden, ob das beschleunigte Verfahren weiterverfolgt wird11. Im vorliegenden Fall wird mit 
der Eingabe zum beschleunigten Verfahren verlangt, dass die Frist für die Umsetzung, d. h. die 
Ausarbeitung eines Gesetzesentwurfs zur Änderung des Grossratsgesetzes und des Gesetzes über 
die interkantonalen Verträge, (von 12) auf 4 Monate verringert wird. Aufgrund dieser äusserst kur-
zen Frist sind die Behörden, die mit der Umsetzung beauftragt sind, gezwungen, nach einer verein-
fachten Methode zu arbeiten und das Vernehmlassungsverfahren auf das strikte Minimum zu be-
schränken. Das wäre eine Premiere, denn seit dem Inkrafttreten des Grossratsgesetzes (1. Januar 
2007) wurde kein parlamentarischer Vorstoss nach dem beschleunigten Verfahren umgesetzt. Nach 
Meinung des Büros würde sich eine solche Ausnahme nur in einem Notfall rechtfertigen und wenn 
die Umsetzung nach dem ordentlichen Verfahren grössere Nachteile mit sich brächte. 

In diesem Fall wäre es dem Grossen Rat bei einer Erheblicherklärung der parlamentarischen Initia-
tive natürlich vollkommen freigestellt, die neuen Vorschriften über die Zusammensetzung bereits 
anzuwenden, bevor sie in Kraft getreten sind. Dazu müssten sich nur die Fraktionen freiwillig ab-
sprechen, dass sie dem Grossen Rat mehrheitlich Kandidatinnen und Kandidaten aus der KAA vor-
schlagen, wenn im Dezember 2016 die Kantonsbehörden rekonstituiert werden. Die Mitgliederzahl 
dieser Kommission könnte aufgrund einer entsprechenden Klausel während der Legislaturperiode 
mit einer Ergänzungswahl erhöht werden.  

Die Ersatzmitglieder würden hingegen Gefahr laufen, kein Mandat bei einer interparlamentarischen 
Kommission zu erhalten, denn alle Vertreterinnen und Vertreter der KAA wären bereits ernannt 
worden. Nur das beschleunigte Verfahren garantiert deshalb, dass die gerechtfertigten Ersuchen der 
Kommission für auswärtige Angelegenheiten ab der nächsten konstituierenden Session gehörig be-
rücksichtigt werden. Aus diesem Grund spricht sich das Büro für die Weiterverfolgung des be-
schleunigten Verfahrens aus. 

Schlussfolgerung  

Das Büro beantragt dem Grossen Rat, diese parlamentarische Initiative erheblich zu erklären und 
die Dringlichkeit der Behandlung zu bestätigen. 

29. April 2016 

                                                                 

11 Art. 175 Abs. 3 GRG. 


